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Gesetzentwurf 

der Bundesregierung 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Entschädigung für Opfer von Gewalttaten 


A. Zielsetzung 

1. Regelung von Zuständigkeiten, 

2. Beseitigung von Härten, die durch die Begrenzung der Ent- 
schädigung auf Gewalttaten, die sich nach dem Inkraft- 
treten des Gesetzes über die Entschädigung für Opfer von 
Gewalttaten ereignet haben, entstanden sind. 


B. Lösung 

1. Für Schädigungen, die durch eine Gewalttat auf einem 
deutschen Schiff oder Flugzeug entstanden sind, wird die 
Zuständigkeit jeweils nur eines Versorgungsamtes be- 
stimmt. 

2. Gesundheitlich und wirtschaftlich schwerbetroffene Opfer 
von Gewalttaten, die in der Zeit vom 23. Mai 1949 bis 
15. Mai 1976 verübt wurden, und deren bedürftige Hinter- 
bliebene sollen in die Versorgung einbezogen werden. 


C. Alternativen 

keine 


D. Kosten 


Mio. DM 

1984 

1985 

1986 

1987 

Bund 

0,4 

2,5 bis 3,0 

2,5 bis 3,0 

2,5 bis 3,0 

Länder 

0,5 

4,0 bis 4,5 

4,0 bis 4,5 

4,0 bis 4,5 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 11. Oktober 1984 

14 (13) — 400 10 — En 45/84 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen Entwurf 
eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die Entschädigung für 
Opfer von Gewalttaten mit Begründung (Anlage 1) und Vorblatt. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages herbeizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Arbeit und Sozialordnung. 

Der Bundesrat hat in seiner 541. Sitzung am 5. Oktober 1984 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Gesetzentwurf, wie aus Anlage 2 
ersichtlich, Stellung zu nehmen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des Bundesrates ist 
in der als Anlage 3 beigefügten Gegenäußerung dargelegt. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Genscher 
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Anlage 1 


Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes über die 
Entschädigung für Opfer von Gewaittaten 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Gesetz über die Entschädigung für Opfer von 
Gewalttaten vom 11. Mai 1976 (BGBl. I S. 1181), ge- 
ändert durch Artikel 5 des Gesetzes vom 10. August 
1978 (BGBL I S. 1217), wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 1 wird wie folgt gefaßt: 

„(1) Die Versorgung nach diesem Gesetz ob- 
liegt den für die Durchführung des Bundesver- 
sorgungsgesetzes zuständigen Behörden. Ist der 
Bund Kostenträger, so sind zuständig 

1. wenn der Geschädigte seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt in einem Land hat, 
die Behörden dieses Landes, 

2, wenn der Geschädigte seinen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt außerhalb des Gel- 
tungsbereiches dieses Gesetzes hat, die Be- 
hörden des Landes, das die Versorgung von 
Kriegsopfern in dem Wohnsitz- oder Aufent- 
haltsland durchführt. 

Abweichend von Satz 2 sind, wenn die Schädi- 
gung auf einem deutschen Schiff oder Luftfahr- 
zeug eingetreten ist, die Behörden des Landes 
zuständig, in dem das Schiff in das Schiffsregi- 
ster eingetragen ist oder in dem dei* Halter des 
Luftfahrzeugs seinen Sitz oder Wohnsitz hat.^‘ 

2. Dem § 10 wird folgender Satz angefügt: 

„Darüber hinaus gelten die §§ 1 bis 7 für Ansprü- 
che aus Taten, die in der Zeit vom 23. Mai 1949 
bis 15. Mai 1976 begangen worden sind, nach 
Maßgabe des § 10 a.“ 

3. Nach § 10 wird eingefügt: 

»§10a 

Härteregelung 

(1) Personen, die in der Zeit vom 23. Mai 1949 
bis 15. Mai 1976 geschädigt worden sind, erhal- 
ten auf Antrag Versorgung, solange sie 

1. allein infolge dieser Schädigung schwerbe- 
schädigt sind und 

2. bedürftig sind und 

3. im Geltungsbereich dieses Gesetzes ihren 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt ha- 
ben. 


§ 31 Abs. 4 Satz 2 erster Halbsatz Bundesversor- 
gungsgesetz gilt. 

(2) Bedürftig ist ein Anspruchsteller, wenn 
sein Einkommen im Sinne des § 33 des Bundes- 
versorgungsgesetzes den Betrag, von dem an die 
nach der Anrechnungsverordnung (§ 33 Abs. 6 
Bundesversorgungsgesetz) zu berechnenden 
Leistungen nicht mehr zustehen, zuzüglich des 
Betrages der jeweiligen Grundrente, der 
Schwerstbeschädigtenzulage sowie der Pflege- 
zulage nicht übersteigt. 

(3) Übersteigt das Einkommen den Betrag, 
von dem an die vom Einkommen beeinflußten 
Versorgungsleistungen nicht mehr zustehen, so 
sind die Versorgungsbezüge in der Reihenfolge 
Grundrente, Schwerstbeschädigtenzulage und 
Pflegezulage um den übersteigenden Betrag zu 
mindern. Bei der Berechnung des übersteigen- 
den Betrages sind die Einkünfte aus gegenwärti- 
ger Erwerbstätigkeit vor den übrigen Einkünf- 
ten zu berücksichtigen. §33 Abs. 4, §33a Abs. 2 
und §33b Abs. 6 Bundesversorgungsgesetz gel- 
ten nicht. 

(4) Die Hinterbliebenen eines Geschädigten 
erhalten auf Antrag Versorgung in entsprechen- 
der Anwendung der §§ 38 bis 52 Bundesversor- 
gungsgesetz, solange sie bedürftig sind und im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes ihren Wohnsitz 
oder ständigen Aufenthalt haben. Absätze 2 und 
3 gelten entsprechend. Unabhängig vom Zeit- 
punkt des Todes des Beschädigten sind für die 
Witwenbeihilfe die Anspruchsvoraussetzungen 
des § 48 Abs. 1 Satz 1 und 2 des Bundesversor- 
gungsgesetzes in der im Zeitpunkt der Antrag- 
stellung geltenden Fassung maßgebend. 

(5) Die Versorgung umfaßt alle nach dem Bun- 
desversorgungsgesetz vorgesehenen Leistungen 
mit Ausnahme von Berufsschadens- und Scha- 
densausgleich.“ 

4. Nach § 10 a wird eingefügt: 

»§10b 

Übergangsregelung 

Neue Ansprüche, die sich auf Grund einer Än- 
derung dieses Gesetzes ergeben, werden nur auf 
Antrag festgestellt. Wird der Antrag binnen ei- 
nes Jahres nach dem Inkrafttreten der Ände- 
rung gestellt, so beginnt die Zahlung mit dem 
Zeitpunkt des Inkrafttretens, frühestens jedoch 
mit dem Monat, in dem die Voraussetzungen er- 
füllt sind.“ 
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Artikel 2 

Der Bundesminister für Arbeit und Sozialord- 
nung kann den Wortlaut des Gesetzes über die Ent- 
schädigung für Opfer von Gewalttaten in der vom 
Inkrafttreten dieses Gesetzes an geltenden Fassung 
im Bundesgesetzblatt bekanntmachen. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes auch im Land 
Berlin. 


Artikel 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 
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Begründung 

Zu Artikel 1 Nr. 1 eigenen Einkommensverhältnisse auf eine Lei- 

stung der Allgemeinheit angewiesen sein. 


In Fällen der Kostenträgerschaft des Bundes ist es 
nicht erforderlich, bei der örtlichen Zuständigkeit 
der Behörden eines Landes auf den Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt im Zeitpunkt der Schädi- 
gung abzustellen. Es kann die für den Bereich der 
Kriegsopferversorgung geltende Regelung — Zu- 
ständigkeit des Versorgungsamtes in dessen Be- 
reich der Versorgungsberechtigte seinen Wohnsitz 
hat — Anwendung finden. Diese Zuständigkeitsre- 
gelung trägt dem Gesichtspunkt der Bürgernähe 
Rechnung. 

In den Fällen, in denen durch eine Straftat mehrere 
Personen geschädigt worden sind, hat sich gezeigt, 
daß es zweckmäßig ist, wenn die Behörden eines 
Landes für alle Geschädigten zuständig sind. Hier 
ist gewährleistet, daß die Sachverhaltsermittlungen 
gleichzeitig für alle Fälle durchgeführt werden und 
die rechtliche Beurteilung einheitlich erfolgt. So- 
fern die Straftat im Inland verübt wurde, ist die 
Zuständigkeit eines Landes wegen seiner Kosten- 
trägerschaft gegeben. Die Ergänzung soll sicher- 
stellen, daß die einheitliche Bearbeitung aller Fälle 
auch dann vorzunehmen ist, wenn der Bund die 
Kosten trägt. 


Zu Artikel 1 Nr. 2 

Notwendige Ergänzungen im Zusammenhang mit 
der Regelung des Artikels 1 Nr. 3, die den Zeitraum 
eingrenzt, in dem die Gewalttat, die von der Härte- 
regelung erfaßt werden, geschehen sein müssen. 


Zu Artikel 1 Nr. 3 

Die fast achtjährigen Erfahrungen mit dem OEG 
haben gezeigt, daß die Stichtagsregelung bei den 
Fällen, in denen schwerwiegende Auswirkungen 
der Schädigung zurückgeblieben sind, zu Härten 
führt. Es ist daher vorgesehen, die Stichtagsrege- 
lung zu modifizieren. 

Die Regelung ist auf Schwerbeschädigte (§ 30 Abs. 1 
und 2 BVG) und Hinterbliebene beschränkt. Dem 
liegt insbesondere zugrunde, daß in diesen Fällen 

— in Anbetracht der Schwere der Gesundheitsstö- 
rung der Ausschluß von der Versorgung unbillig 
erscheint und 

— andererseits aufgrund der Schwere der Straftat 
damit gerechnet werden kann, daß die erforder- 
lichen Beweismittel erbracht werden können. 

Die Schwerbeschädigten und Hinterbliebenen müs- 
sen bedürftig sein, d. h. sie müssen aufgrund ihrer 


Für die Gewährung von Witwenbeihilfe soll — ab- 
weichend von Artikel 2 § 2 Abs. 3 des Gesetzes zur 
Verbesserung der Haushaltsstruktur im Geltungs- 
bereich des Arbeitsförderungs- und des Bundesver- 
sorgungsgesetzes vom 18. Dezember 1975 (BGBl. I 
S. 3113) — die im Zeitpunkt der Antragstellung gül- 
tige Fassung des § 48 BVG maßgeblich sein. Es han- 
delt sich um einen Rechtsanspruch, der in keinem 
Zusammenhang zur Ermessensleistung nach § 89 
des Bundesversorgungsgesetzes steht. 

Mit dieser Härteregelung soll der notwendige Le- 
bensunterhalt sichergestellt werden. Dazu gehören 
nicht nur Grund- und Ausgleichsrente sowie 
Kriegsopferfürsorge, sondern auch alle Leistungen, 
die der medizinischen oder beruflichen Rehabilita- 
tion dienen oder die — wie insbesondere die Pflege- 
zulage — Aufwendungsersatzcharakter haben. Ein 
darüber hinausgehender Schaden soll nicht abge- 
golten werden. Deshalb sind Berufsschadens- und 
Schadensausgleich ausgeschlossen. 

Die Regelung wirkt bis zu dem Zeitpunkt, an dem 
die Bundesrepublik Deutschland gegründet wurde, 
zurück. 


Zu Artikel 1 Nr. 4 

Die Übergangsregelung regelt den Beginn der Lei- 
stungen bei neuen Ansprüchen. 


Zu Artikel 2 

Die Vorschrift ermächtigt den Bundesminister für 
Arbeit und Sozialordnung, das Gesetz über die Ent- 
schädigung für Opfer von Gewalttaten in der gel- 
tenden Fassung bekanntzumachen. 


Zu Artikel 3 

Berlin-Klausel 


Zu Artikel 4 

Inkrafttreten 

Finanzielle Auswirkungen 

1. Auswirkungen auf den Bundeshaushalt 
Mehraufwendungen in Mio. DM 


1985 

1986 

1987 

2,5 bis 3,0 

2,5 bis 3,0 

2,5 bis 3,0 
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Das Gesetz wird im Jahre 1984 nur noch in ge- | Diesen Mehraufwendungen stehen Einsparungen 


ringem Umfang kostenwirksam, weil die Aufklä- 
rung der Sachverhalte aus der Zeit vor 1976 er- 
fahrungsgemäß längere Zeit in Anspruch neh- 
men wird. Die Kosten, die bei rückwirkender 
Entscheidung entstehen, sind bei den Jahren 
1985 und 1986 veranschlagt. 

2. Auswirkungen auf die Haushalte der Länder 
Mehraufwendungen in Mio. DM 


1985 

1986 

1987 

4,0 bis 4,5 

4,0 bis 4,5 

4,0 bis 4,5 


bei der Sozialhilfe, dem Wohngeld, dem BAföG so- 
wie verschiedenen anderen Sozialleistungen in 
nicht schätzbarer Höhe gegenüber. Insoweit ver- 
ringern sich die Mehraufwendungen von Bund und 
Ländern; die Gemeinden werden finanziell entla- 
stet. 

Auswirkungen auf Einzelpreise und Preisniveau, 
insbesondere Verbraucherniveau, sind nicht zu er- 
warten. Der begünstigte Personenkreis ist relativ 
klein. Außerdem stehen den Mehrausgaben in ge- 
wissem Umfang Einsparungen bei anderen Sozial- 
gesetzen gegenüber. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 

1. Zu Artikel 1 vor Nummer 1 

In Artikel 1 ist vor Nummer 1 folgende Nummer 
01 einzufügen: 

„01. In der Überschrift wird der Klammerzusatz 
wie folgt gefaßt: 

, (Opferentschädigungsgesetz — OEG)‘.“ 
Begründung 

Übernahme von § 191 Abs. 21 Nr. 1 des Entwurfs 
einer Verwaltungsprozeßordnung (BR-Druck- 
sache 148/83). Die Abkürzung dient der Verwal- 
tungsvereinfachung. 


2. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 10 Satz 2) 

In Artikel 1 Nr. 2 ist in § 10 Satz 2 die Angabe 
„des §10a“ durch die Angabe „der §§10a und 
10 b“ zu ersetzen. 

Begründung 
Klarstellung des Gewollten. 

3. Zu Artikel 1 Nr. 2 (§ 10 Satz 2 i. V. m. § 2 Abs. 2) 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Verlauf des Gesetzgebungsverfahrens zu prüfen, 
ob es vertretbar ist, auch für die Altfälle eine 
unverzügliche Anzeigenerstattung als Obliegen- 
heit — nachträglich — zu fordern. 


4. Zu Artikel 1 

Die Bundesregierung wird gebeten, im weiteren 
Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, ob eine Än- 
derung des Gesetzes über die Entschädigung für 
Opfer von Gewalttaten (OEG) auch dahin ge- 
hend anzustreben ist, daß künftig Kosten für 
Heilbehandlung aus öffentlichen Mitteln nur 
noch insoweit getragen werden, als kein versi- 
cherungsrechtlicher Anspruch auf Krankenhilfe 
besteht. 

Begründung 

Wie die Erfahrungen bei der Anwendung des im 
Jahr 1976 in Kraft getretenen OEG gezeigt ha- 
ben, treffen in vielen Fällen Ansprüche auf Heil- 
behandlung nach diesem Gesetz mit versiche- 
rungsrechtlichen Ansprüchen auf Krankenhilfe 
zusammen. Nach der gegenwärtigen Rechtslage 
führen in solchen Fällen die Leistungen des 
Bundes und der Länder lediglich zu einer Entla- 
stung der Sozialversicherungsträger. Diese Aus- 
wirkungen sind aus der Sicht der öffentlichen 
Haushalte nicht länger zu vertreten. Sie wider- 
sprechen auch dem Grundgedanken, der der 
Schaffung des OEG zugrunde liegt, daß nämlich 
gezielt die soziale Sicherung der Opfer von 
Straftaten, die durch Gewalttaten schwere Nach- 
teile für Gesundheit und Erwerbsfähigkeit erlit- 
ten haben, sowie ihrer Hinterbliebenen, wenn 
der Unterhaltsverpflichtete durch eine Gewalt- 
tat sein Leben verloren hat, verbessert werden 
sollte. Dafür besteht jedoch insoweit kein Be- 
darf, als das Risiko von Gewalttaten für den o. g. 
Personenkreis bereits anderweitig versiche- 
rungsrechtlich abgedeckt ist. 
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Anlage 3 


Gegenäußerung der Bundesregierung zur Stellungnahme des Bundesrates 


Zu 1. 

Zugestimmt. 


Zu 2. 

Zugestimmt. 


Zu 3. 

Die Bundesregierung ist der Auffassung, daß auch 
bei zurückliegenden Gewalttaten nicht auf die An- 
zeigenerstattung als Obliegenheit verzichtet wer- 
den kann. Die Härteregelung setzt bei Beschädig- 
ten eine Minderung der Erwerbsfähigkeit (MdE) 
um mindestens 50 v. H. voraus. Gesundheitsstörun- 
gen, die diese MdE bedingen, entstehen in der Re- 
gel nicht durch Bagatellstraftaten. Bei so schweren 
Körperverletzungen sollte der Strafanspruch des 
Staates nicht außer acht gelassen werden. Aus dem 
Verzicht auf eine Strafanzeige können möglicher- 
weise Schlüsse darauf gezogen werden, daß eine 
Versorgung aus anderen Gründen unbillig sein 
könnte (z. B, bei Gewalttaten im Bereich der Ban- 
de nkriminalität). 

Im übrigen handelt es sich um eine Ermessensvor- 
schrift, so daß die Verwaltung bei verständlichem 
Verzicht auf die Anzeige die Leistung nicht verwei- 
gern wird. 


Zu 4. 

Die Bundesregierung hält es nicht für vertretbar, 
das Gesetz über die Entschädigung der Opfer von 
Gewalttaten dahin gehend zu ändern, daß künftig 
Kosten für Heilbehandlung aus öffentlichen Mitteln 
nur noch insoweit getragen werden, als kein versi- 
cherungsrechtlicher Anspruch auf Krankenhilfe be- 
steht. Ein Ausschluß des Anspruchs krankenversi- 
cherter Beschädigter auf Heilbehandlung wegen 
Schädigungsfolgen widerspräche dem Rechtscha- 
rakter des Opferentschädigungsgesetzes als einem 
Gesetz über die soziale Entschädigung bei Gesund- 
heitsschäden (I §§ 5, 24 SGB). 

Regelungen, die im Bereich der Heilbehandlung be- 
sonders im Hinblick auf die Behandlung von Schä- 
digungsfolgen getroffen worden sind, wären unter 
diesen Umständen zum Nachteil der Beschädigten 
nicht anwendbar. Die damit verbundene Verlage- 
rung von Kosten der Heilbehandlung auf die Träger 
der gesetzlichen Krankenversicherung belastete 
diese mit einem Risiko, das sie nach der Vorstel- 
lung der Bundesregierung und nach dem bei Erlaß 
des Opferentschädigungsgesetzes zum Ausdruck 
gekommenen Willen des Gesetzgebers nicht zu tra- 
gen haben. Im Ergebnis bedeutete diese Verlage- 
rung der Kosten auch, daß die Solidargemeinschaft 
der Krankenversicherten mittelbar zur Finanzie- 
rung der im vorliegenden Entwurf vorgesehenen 
Härteregelung herangezogen würde. 


Auswirkungen auf Verbraucherpreise 

Da keine sachlichen Änderungen zugestanden wer- 
den, sind Auswirkungen auf Einzelpreise und Preis- 
niveau, insbesondere Verbraucherpreisniveau, 
nicht zu erwarten. 
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